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Der Aufbau eines MVZ für Hausärzte in Neuendettelsau befindet sich in der finalen Phase – Der Start ist für den 1. Februar 2025 vorgesehen

VON FLORIAN SCHWAB

NEUENDETTELSAU – Die Zielli-
nie kommt immer näher: Um die Ver-
sorgung der Menschen in Neuendet-
telsau mit Hausärzten sicherzustel-
len, will die Gemeinde ein Medizini-
sches Versorgungszentrum (MVZ) in
kommunaler Hand an den Start brin-
gen. Die Hausaufgaben dafür sind
fast alle erledigt. Die Einrichtung soll
zum 1. Februar 2025 öffnen.

Im Jahr 2022 gab es die ersten Ge-
dankenspiele, ein hausärztliches
MVZ ins Leben zu rufen. Im August
dieses Jahres wurde dafür das Kom-
munalunternehmen „Gesundheits-
zentrum Neuendettelsau“ gegründet,
wie Stefan Grün, Geschäftsleiter der
Gemeindeverwaltung, im Gespräch
mit der FLZ zurückblickt. Grün wur-
de auch zum Vorsitzenden des neuen
Unternehmens bestellt.

Viel Unterstützung bei
dem Projekt erfahren

In der Zwischenzeit mussten viele
Überlegungen angestellt und Planun-
gen aufgestellt werden. Es galt auch,
Herausforderungen zu lösen und
Hürden zu überspringen. „Die Hür-
den wurden nicht bewusst aufge-
baut“, sagt Grün. Aber ein MVZ in
kommunaler Hand ist für alle Neu-
land. „Wir nehmen eine gewisse Vor-
reiterrolle ein“, legt er dar. „Für die
Bürger dauert das deshalb gefühlt
sehr lange.“

Beim Aufbau einer medizinischen
Einrichtung gehören auch viele Ab-
sprachen dazu. Egal, mit wem die
Verantwortlichen in Neuendettelsau
zu tun hatten, sie haben immer
unterstützt und waren positiv ge-
stimmt, wie Grün hervorhebt. Zu den
Gesprächspartnern zählten nach sei-
nen Worten unter anderem das Lan-
desamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit, die Kassenärztliche

Vereinigung Bayern (KVB) oder das
Justizministerium.

Doch mittlerweile ist der Großteil
der Hausaufgaben gemacht. Zum an-
gepeilten Start planen die Verant-
wortlichen mit eineinhalb Arztsit-
zen, was zwei Ärzten entspricht. Die
Mediziner sind schon gefunden, es
müssen nur noch die Verträge unter-
schrieben werden. Hinzu kommen

bis zu vier medizinische Fachange-
stellte.

Rein von den Bewerbungen hätte
das MVZ auch größer werden kön-
nen. Weit über 50 Bewerbungen sind
laut Grün eingegangen – darunter
auch einige von Weiterbildungsassis-
tenten. Das sind Mediziner, die sich
zum Facharzt ausbilden lassen wol-
len. Das Problem: Dafür bräuchte

man eine Zulassung von der Landes-
ärztekammer, wie Grün erklärt. Der
entsprechende Antrag kann aber erst
gestellt werden, wenn die Verant-
wortlichen ein halbes Jahr Betrieb
nachweisen können.

Für den Start hat man sich aber
bewusst entschieden, klein anzufan-
gen. Immerhin handelt es sich Grün
zufolge um ein komplett neu zusam-

mengestelltes Team. „Wir müssen
jetzt erst einmal das Laufen lernen.“
Perspektivisch denken die Verant-
wortlichen aber größer. Politisch sei
die Zahl von fünf Arztsitzen, also et-
wa acht bis neun Mediziner, formu-
liert worden. Doch dafür reichen die
neu angemieteten Räume nicht. Die
sind in einer ehemaligen Orthopädie-
Praxis im zweiten Obergeschoss in
der Passage zu finden. Der Umbau ist
weitestgehend abgeschlossen, die
Praxiseinrichtung ausgesucht.

Ob der Start am 1. Februar tat-
sächlich erfolgen kann, liegt nicht
mehr in der Hand des Kommunal-
unternehmens. Die Entscheidung
trifft der Zulassungsausschuss der
KVB. Man hoffe, dass der entspre-
chende Antrag im Dezember behan-
delt werde. Sollte der Antrag erst im
neuen Jahr behandelt werden, könn-
te sich der Start in den März ver-
schieben.

16 freie Sitze im
Versorgungsbereich

Dass sich die Gemeinde mit die-
sem Thema auseinandersetzt, kommt
nicht von ungefähr. Die Hausärzte
werden immer weniger, auch in Neu-
endettelsau. Grün hat dazu Zahlen
parat: Demnach gibt es aktuell acht
Hausärzte in der Gemeinde. Zwei
Ärzte sind älter als 72 Jahre und
mindestens drei Ärzte sind älter als
62 Jahre.

Auch zur allgemeinen Entwicklung
äußert er sich. Als man 2022 damit
begonnen habe, über Lösungen für
das Hausärzteproblem nachzuden-
ken, gab es im Versorgungsbereich
„Ansbach Süd“, zu dem neben Neu-
endettelsau unter anderem Ansbach,
Heilsbronn, Herrieden und Bech-
hofen gehören, nur drei freie Arzt-
sitze. Zwischenzeitlich sind es nach
seinen Worten 16 freie Sitze. „Es dem
Markt zu überlassen, wird nicht
funktionieren“, macht Grün klar.

Noch fehlt die Praxiseinrichtung, die Räume sind noch leer. Nina Eberhardt von der Verwaltung und Geschäftsleiter
Stefan Grün kontrollieren anhand der Pläne, wo etwa der Empfangstresen platziert wird. Foto: Florian Schwab

Zusammenstoß
mit Gegenverkehr

OBERDACHSTETTEN – Am Don-
nerstag gegen 6.25 Uhr fuhr ein 48-
jähriger Lkw-Fahrer auf der Staats-
straße 2245 von Oberhegenau in
Richtung Anfelden. Hier kam es aus
ungeklärten Gründen zum Zusam-
menstoß mit dem Audi eines 20-Jäh-
rigen. Beide beschuldigten laut Poli-
zei einander, gegen das Rechtsfahr-
gebot verstoßen zu haben. Der Lkw
erlitt nur leichte Beschädigungen am
Aufbau vorne links. Die Polizei
schätzt den Schaden auf 500 Euro.
Anders sieht dies an der linken Fahr-
zeugseite des Audi aus: Die Polizei
veranschlagt die Schäden hier auf et-
wa 10.000 Euro. Die Polizei Ansbach
bittet Zeugen unter 0981/9094121
um Angaben.

Fahrer steuert in
den Graben und flieht

WEIDENBACH – Am Donnerstag-
abend kam ein 18-jähriger Autofah-
rer bei einem Bremsmanöver auf der
Markgrafenstraße in Richtung Tries-
dorfer Bahnhof von der Fahrbahn ab.
Anschließend steuerte er sein Fahr-
zeug aus dem Graben und stellte es
auf dem gegenüberliegenden Park-
platz ab. Der Fahrer und seine drei
Begleiter flüchteten zu Fuß vom Un-
fallort. Die Polizei konnte ihn und
seine drei Mitfahrer ermitteln. Bei
der Vernehmung gab er an, wegen
des Unfalls in Panik geraten zu sein
und darum das Weite gesucht zu ha-
ben. An dem Mitsubishi brach die
Radaufhängung. Die Polizei schätzt
den Schaden auf 6000 Euro.

Zigaretten und Kleingeld
aus Auto gestohlen

ANSBACH – Unbekannte haben
Kleingeld und Zigaretten aus einem
geparkten, unverschlossenen Merce-
des in der Draisstraße entwendet.
Die Tat passierte zwischen Mitt-
woch, 19 Uhr, und Donnerstag, 5.30
Uhr. Der Wert der entwendeten
Gegenstände beträgt etwa 30 Euro.

„„FFllaaggggee„Flagge zzeeiiggeennzeigen iissttist nnoottwweennddiigg““notwendig“
Mahnende Worte des Oberbürgermeisters beim Gedenken an die Reichspogromnacht in der Ansbacher Synagoge

VON ALEXANDER BIERNOTH

ANSBACH – „Ich freue mich und
fühle unsere Stadt geehrt.“ Mit die-
sen Worten begrüßte OB Thomas
Deffner den Präsidenten des Lan-
desverbandes der Jüdischen Ge-
meinden von Niedersachsen, Mi-
chael Fürst, in der Ansbacher Syn-
agoge.

Fürst war aus Anlass der Gedenk-
stunde zur Reichspogromnacht nach
Ansbach gekommen und seine An-
sprache stand im Mittelpunkt der
Veranstaltung. Das Gedenken an das
Novemberpogrom 1938 fand heuer
einige Tage nach dem 9. November
statt, um Michael Fürst die Gele-
genheit zum Sprechen zu geben.

Die Gedenkstunde wurde wie in
den Vorjahren von den evangeli-
schen und katholischen Gemeinden
Ansbachs zusammen mit der Stadt
und dem Frankenbund veranstaltet.
Pfarrer Oliver Englert begrüßte die
rund 60 Besucher in der Synagoge
und wies darauf hin, dass das Ge-
denken an die Geschehnisse vor 86
Jahren wichtig sei.

Viele Pfarrer haben
geschwiegen

Damals, so Englert, schwiegen vie-
le Pfarrer. Heute werde in einer im-
mer säkularer werdenden Gesell-
schaft wenig über Religion gespro-
chen und dennoch, so Englert, spie-
le Religion eine große Rolle. „Wir
müssen mehr über Religion lernen,
über das Judentum, den Islam und
das Christentum“, so seine Forde-
rung, weil nur dann die zivile Ge-
sellschaft stabil werde.

Deffner mahnte, das Gedenken an
die Reichspogromnacht nicht als Ri-
tual zu sehen. Den wohlgemeinten
Reden gegen Antisemitismus müss-
ten auch konkrete Taten folgen. Es
sei beispielsweise versucht worden,

ihn mit einer Mailkampagne vor der
Abstimmung über das Hissen der Is-
rael-Flagge am Rathaus unter Druck
zu setzen. Dies habe „die Notwen-
digkeit des Flaggezeigens für siche-
res jüdisches Leben in Deutschland“
gezeigt, gerade auch „angesichts
unserer geschichtlichen Verantwor-
tung“.

Doch 86 Jahre nach der Reichs-
pogromnacht litten jüdische Men-
schen, so Deffner, unter Terror, Miss-
handlung, Mord und weiteren Ver-
brechen nicht nur in Israel, „son-
dern auch bei uns“. Der 7. Oktober
2023 mit dem terroristischen Über-
fall auf eine Konzertveranstaltung in
Israel sei eine Zäsur für alle Juden
gewesen, so der Oberbürgermeister.
Er erinnerte an die Artikel 1 und 4
des deutschen Grundgesetzes, die die
Würde des Menschen und die Reli-
gionsfreiheit sicherten, und rief da-
zu auf, entsprechend dafür einzu-
stehen.

Michael Fürst stellte seine Anspra-
che unter die ersten Begriffe der Na-
tionalhymne „Einigkeit, Recht und
Freiheit“. Diese Begriffe seien bis
zum 9. November 1989 Kernbestand-
teile alles deutschen Denkens gewe-
sen – aber heute fragwürdig gewor-
den, weil eine große Anzahl der Bür-
ger die Freiheit nur noch als touris-
tische Freiheit verstünde.

Freiheit müsse wieder verstanden
werden als Verantwortung für die
Zukunft, als eine Aufgabe und Ver-
pflichtung für die nachfolgenden Ge-
nerationen. Der bei der Ausarbei-
tung des Grundgesetzes geltende
Leitsatz des Nie-Wieder mit Blick auf
die NS-Jahre sei, so Fürst, bei einem
Großteil der Gesellschaft zum kol-
lektiven Vergessen geworden.

Fürst schlug vor, den 9. Novem-
ber nicht als Gedenktag, sondern als
„Denk-Tag“ zu verstehen. Dieser leis-
te einen ganz wichtigen Beitrag zur
Geschichte der Juden in Deutsch-

land und für das Wissen um die Fol-
gen von Hass und Ausgrenzung. Der
Tag könne Mut und Kraft zum Han-
deln geben, damit Rassenhass und
Genozid nie wieder eine Chance hät-
ten. Mit Blick zurück sagte Fürst,
dass die Juden Deutschland nicht
weniger geliebt hätten als ihre christ-
lichen Mitbürger.

Den terroristischen Überfall der
Hamas am 7. Oktober 2023 bezeich-
nete Fürst als den „brutalsten An-
griff auf die Juden seit der Shoah“.
Die Strategie der Terroristen schei-
ne aufzugehen, es gebe eine Täter-
Opfer-Verdrehung. Die Juden seien
die Opfer und nicht die Täter. Durch
die Freilassung der Geiseln könnte
das Blutvergießen sofort beendet
werden, so Fürst.

Auch in Deutschland sei es in der
Folge des Überfalls zu vermehrten
antisemitischen Vorfällen gekom-
men. Der antiisraelische Antisemi-
tismus „wird besonders stark von
Muslimen transportiert, von denen
nicht wenige sogar immer wieder öf-
fentlich ihren Jubel über Angriffe auf
Israel zum Ausdruck bringen“.

Keine staatliche
Anordnung zum Hass

Ein Vergleich zwischen der
Pogromnacht und den aktuellen anti-
semitischen Vorfällen sei falsch, so
Fürst, weil es heute keine staatli-
chen Anordnungen dafür gebe. Er
mahnte Prävention gegen Antisemi-
tismus auf allen Ebenen der Gesell-
schaft an. Wenn der Gedenktag zu
einem „Denk-Tag“ werde, sei er „für
die Zukunft unseres Volkes von ganz
wesentlicher Bedeutung“.

Im Anschluss an die Gedenkstun-
de, die von der Fachschaft Musik des
Theresien-Gymnasiums gestaltet
wurde, legte Oberbürgermeister Tho-
mas Deffner in der Vorhalle der Syn-
agoge einen Kranz für die Opfer des
Nationalsozialismus nieder.

Der Präsident des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden von Nieder-
sachsen, Michael Fürst, plädierte in der Ansbacher Synagoge für einen
„Denk-Tag“ gegen Antisemitismus. Foto: Alexander Biernoth
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